
Grosser Rat
Sanierungsmassnahmen 2018 nehmen erste Hürde

Es wird teuer,
wenn man
die Steuern
zu spät zahlt
Vier Massnahmen sollen das Budget 2018 um
35 Millionen Franken entlasten. Der Grosse
Rat hiess in erster Lesung zwei davon gut –
darunter den mit Abstand grössten Brocken. 

rei Spar- und Mehreinnahmen-
pakete mit einem Gesamtvolu-
men von einer Viertelmilliarde
Franken hat der Aargau schon
hinter sich. Und trotzdem dro-
hen noch viel höhere Defizite

als bisher, uunter anderem weil das Volksein-
kommen pro Kopf inzwischen rückläufig ist,
ebenso die Steuereinnahmen. Gleichzeitig stei-
gen die Gesundheitskosten in beängstigendem
Tempo. Derzeit verschlingt die Kostensteigerung
allein hier pro Jahr 2 Steuerprozente.

Manche mögen das Wort «Sanierungspaket»
nicht mehr hören. Und doch musste sich der
Grosse Rat gestern mit dem vierten solchen Pa-
ket, den «Sanierungsmassnahmen 2018», befas-
sen. Darin schlug die Regierung vier Massnah-
men vor, die das Budget 2018 – das Ende Au-
gust/Anfang September vorgestellt wird – um
rund 36 Millionen Franken entlasten soll.

■ Mit einer davon hätten bessergestellte Nicht-
erwerbstätige bei den Familienzulagen schlech-
ter gestellt werden sollen. Die Vorlage war aber
sehr unklar. Sie wurde versenkt. Und mit ihr
mögliche Mehreinnahmen von bis zu 2,5 Millio-
nen Franken jährlich.
■ Abgelehnt wurde ein Vorschlag zur Erhöhung
des Kostendeckungsgrades «Einwohner- und
Objektregisterdatenplattform». Damit gehen
Mehreinnahmen von 40 000 Franken flöten.
■ Zugepackt hat der Grosse Rat hingegen beim
Vorschlag, im Steuermahnwesen künftig wie vie-
le andere Kantone kostendeckende Gebühren
einzuführen (vgl. Box). Das kostet im ersten Jahr
etwas, weil Software-Anpassungen nötig sind.
Nachher soll dies zwischen 2,5 und 5 Millionen
Franken jährlich bringen – je nachdem, ob sich
das Verhalten der Menschen beim Abgeben der
Steuererklärung ändert oder nicht. Allerdings
muss die Regierung mit Blick auf die zweite Le-
sung im November noch wichtige Fragen klären.
Etwa, ob die Gebühren wirklich nur kostende-
ckend sind? Ob vorab Leute getroffen würden,
die ohnehin keine Steuern zahlen (können), wo-
mit das Ganze ein Leerlauf würde? Und wie viel
davon geht an die Gemeinden?
■ Vorläufig gutgeheissen wurde auch der Vor-
schlag, die Schuldentilgung bei der Spezialfinan-
zierung Sonderlasten für maximal vier Jahre
auszusetzen. Dieser Vorschlag entlastet das Bud-

D
get für maximal vier Jahre um je 35 Millionen
Franken. Es ist denn auch das Kernstück der
«Sanierungsmassnahmen 2018». Allerdings ist
dieser Entscheid alles andere als definitiv. Auch
hier wurden dem Regierungsrat gewichtige Prü-
fungsaufträge auf den Weg gegeben. Wie will die
Regierung die Schulden dann abzahlen? Wie ge-
nau will sie die Haushaltssanierung erreichen?
Von der Beantwortung hängt es nicht nur bei
den Freisinnigen ab, ob sie im November den
Vorschlag definitiv gutheissen oder ihn ableh-
nen. Die SVP sagt so oder so Nein dazu.

Das heisst «Schuldentilgung aussetzen»
Doch worum geht es überhaupt? Die Spezialfi-

nanzierung Sonderlasten wurde seinerzeit ge-
schaffen, um die Ausfinanzierung der Pensions-
kasse und die Sanierung der Sondermülldepo-
nie Kölliken zu finanzieren. Innerhalb von 13
Jahren wurden über 2 Milliarden Franken abge-
stottert. Unter anderem wurde der ganze Anteil
des Aargaus am Erlös des Goldverkaufs der Na-
tionalbank – rund 840 Millionen Franken – dafür
verwendet. Derzeit sitzt der Kanton noch auf
Schulden von 926 Millionen Franken. Laut Ge-
setz müssten jährlich bestimmte Anteile etwa
der Ausschüttungen der Aargauischen Kantonal-
bank oder der AEW Energie AG an den Kanton
fliessen, dafür aufgewendet werden. Diese Be-
träge sollen stattdessen für maximal 4 Jahre ins
Budget fliessen – rund 35 Millionen Franken
jährlich.

Was braucht es für das Budget 2018?
Falls nichts unternommen wird, befürchtet die

Regierung 2018 ein Defizit von rund 160 Millio-
nen Franken. Die Massnahmen, die der Grosse
Rat gestern behandelt hat, werden das Budget –
sofern sie im November bestätigt werden – um
knapp 35 Millionen Franken entlasten. Zusätzlich
beschliesst die Regierung in eigener Kompetenz
Sofortmassnahmen in etwa derselben Höhe –
zum Beispiel weniger Taschengeld für Asylbe-
werber. Beides ergibt aber erst 70 Millionen
Franken.

Es bleibt somit eine Lücke von 90 Millionen.
Die will die Regierung mit 145 Millionen Franken,
die es 2018 für die Konzessionserneuerung für
das Kraftwerk Klingnau gibt, schliessen. Hier
zeichnet sich Zustimmung des Grossen Rats ab.
So bliebe 2018 sogar etwas «übrig». Dieses Geld
soll in die Ausgleichreserve gehen und helfen,
drohende Defizite der Folgejahre zu mildern.

VON MATHIAS KÜNG

Wie einige andere Kantone
will der Aargau Mahngebüh-
ren im Steuerbereich einfüh-
ren. So sieht der «Tarif» aus:
■ 35 Franken kostet es künf-
tig, wenn eine erste Mahnung
zur Einreichung der Steuer-
erklärung verschickt werden
muss.
■ 50 Franken kostet die zweite
Mahnung.
■ 35 Franken kostet es, wenn
ein Steuerzahler zur Beglei-
chung seiner Steuer-
schuld gemahnt werden
muss.
■ 100 Franken sollen fällig
werden, wenn jemand des-
halb  betrieben werden
muss.
Abgelehnt hat es der Grosse
Rat, auch die Fristerstre-
ckung für das Einreichen ei-
ner Steuererklärung mit einer
Gebühr zu versehen. Die Re-
gierung zeigte sich einver-
standen. Dieser Vorschlag ist
damit vom Tisch. (MKU) 
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STEUERN

Erste Mahnung
kostet 35 Franken

«Diese vier Massnah-
men gehören ins Alt-
papier. Leider sind es
keine Spar-, sondern
nur Vertuschungs-
und Verschiebe-
massnahmen.»
Markus Gabriel Sprecher SVP

«Erst in Kenntnis
der konkreten künf-
tigen Massnahmen
kann eine fundierte
Interessenabwä-
gung stattfinden.»
Ralf Bucher CVP
Präsident Finanzkommission

Die Stadt Aarau lud die Grossrätinnen und Grossräte traditionellerweise an ihrer letzten Sitzung vor dem         Maienzug vor dem Haus zum Schlossgarten zu einem Zmittag ein. MARIO HELLER

AARGAU 20AARGAUER ZEITUNG
MITTWOCH, 28. JUNI 2017

Es war eine eigentliche Dreiecksge-
schichte, die gestern am Bezirksgericht
Baden verhandelt wurde. Allerdings
ging es nicht, wie in solchen Fällen üb-
lich, um Liebesbeziehungen. Vor Ein-
zelrichter Bruno Meyer sass als Be-
schuldigter der 53-jährige Inhaber ei-
ner Schweinemästerei und somit für
den Kläger, den Verein gegen Tierfabri-
ken VgT Schweiz und seinen Präsiden-
ten Erwin Kessler, ein gefundenes Fres-
sen. Natürlich nicht im wörtlichen,
sprich im Sinn von Koteletts, Gnagis
und Filets, wohl aber nach dem Sinn
und Zweck des Vereins. Als Dritter in
der Geschichte unter dem Titel «Üble
Nachrede» spielte, zwischen den Fron-
ten stehend, ein Reporter von «Tele
M1» eine wesentliche Rolle.

Ihren Anfang genommen hatte das
Ganze im Sommer 2015. Damals hatte Er-
win Kessler dem Fernsehsender Bilder
aus einer Schweinemästerei in der Re-
gion zukommen lassen. «Die waren
nachts in meinen Stall eingebrochen und
haben klammheimlich fotografiert»,
enervierte sich der Schweinemäster vor
dem Richter. Ein Tele-M1-Reporter hatte
sich zu der Mästerei begeben und den
Chef mit den Bildern – die angeblich ver-
letzte und kranke Schweine in einem viel
zu engen Pferch zeigten – konfrontiert.
Der hatte wörtlich festgestellt, dass es auf
den Fotos «Farben hat, die es im Stall
nicht gibt». Einen Augenschein im Stall
hatte der Inhaber dem Reporter nicht ge-
währt, diesen jedoch zu einer Besichti-
gung zwei Tage später eingeladen. «Ich
hatte damals unmittelbar andere drin-
gende Termine wahrzunehmen.»

«Ruhegeld» bezahlt
Dass die Fotos nicht authentisch sein

sollten, liess der VgT nicht auf sich sit-
zen. Vielmehr wertete er die Feststel-
lung, die Farben würden nicht den Tat-
sachen entsprechen, als Behauptung,
der Verein habe die Fotos manipuliert.
Folgerichtig erstattete Kessler Strafan-
zeige gegen den Schweinemäster. Dem
war dann im Juni 2016 ein Strafbefehl

über eine bedingte Geldstrafe von 5200
Franken und 300 Franken Busse wegen
übler Nachrede ins Haus geflattert. «Ich
habe die Busse um des lieben Friedens
willen bezahlt. Ich wollte meine Ruhe
haben», erklärte der Mästerei-Inhaber
vor Gericht. Angesichts der 200 000
Franken, die er sich jährlich als Lohn
zukommen lässt, waren 300 Stutz ein
günstiger Preis für Seelenruhe.

Wären günstig gewesen, wenn danach
tatsächliche Ruhe eingekehrt wäre. War
aber nicht, denn erneut via VgT hatte
der Reporter vom Strafbefehl erfahren,
den Verurteilten beim «Tatort» damit
konfrontiert und das Resultat Ende Juli
letzten Jahres als Beitrag im Tele M1 ge-
sendet. Aufgrund von diesem Beitrag
hatte der VgT erneut Strafanzeige we-
gen übler Nachrede erstattet. Daraufhin
war dem Schweinemäster eine Anklage-
schrift zugestellt worden, mit dem An-
trag, der 53-Jährige sei zu 10 400 Fran-
ken Geldstrafe – allenfalls unbedingt –
zu verurteilen und der bedingte Erlass
der 5200 Franken sei zu widerrufen.

Es war kein Zitat
Nun ging es für den Schweinemäster

wahrlich um die Wurst und für Richter
Meyer darum, ob der Beschuldigte sich
tatsächlich erneut der üblen Nachrede
schuldig gemacht hatte. Der Schweine-
mäster verneinte dies vehement: «Als
der Reporter mich wegen des Strafbe-
fehls befragte, bin ich mit keinem Wort
auf dessen Inhalt eingegangen, sondern
habe lediglich gesagt, dass ich mich zu
Unrecht verurteilt fühle.»

Tatsächlich war in der Sendung, die
als Beweismittel im Gerichtssaal vorge-
führt wurde, während der Befragung
durch den Reporter nur diese konkrete
Aussage des Beschuldigten zu hören.
Der Reporter seinerseits hatte nach
dem Interview festgehalten, der
Schweinemäster zweifle immer noch
an der Echtheit der Fotos. Entspre-
chend stellte der Verteidiger mit dem
Antrag auf Freispruch fest, sein Man-
dant habe solches «weder wörtlich
noch sinngemäss gesagt».

Richter Meyer stimmte mit dem An-
walt überein und sprach den Schweine-
mäster frei «Es wäre ja widersinnig,
hätte der Beschuldigte eine Aussage,
für die er rechtsgültig verurteilt wurde,
mit anderen Worten wiederholt. Hat er
aber offensichtlich nicht.» Die Kosten
gehen zulasten des Staates.

Justitia sozusagen
vor die Säue
geworfen
Baden Ein Schweinemäster
wurde vor Bezirksgericht vom
Vorwurf der üblen Nachrede
freigesprochen.

VON ROSMARIE MEHLIN

Es gab grundsätzlichen, ideologischen
Widerstand: «Wer Strassen sät, wird
Verkehr ernten», sagte Gabriela Suter.
Die SP-Grossrätin beantragte, erst gar
nicht auf die Vorlage zur Ostaargauer
Strassenentwicklung (Oase) einzutre-
ten, weil sie einseitig den motorisier-
ten Verkehr fördere. Es gab regionale
Vorbehalte über Parteigrenzen hin-
weg: Max Chopard (SP, Obersiggen-
thal), Sander Mallien (GLP, Baden),
Adrian Schoop (FDP, Turgi) und Mar-
lène Koller (SVP, Untersiggenthal) kri-
tisierten, mit den Varianten (siehe
Grafik unten) werde nur die Stadt ent-

lastet. Das Siggenthal würde zu einem
«ausgebauten Autobahnzubringer mit
viel Stau», wie Chopard sagte. Es gab
Kritik, das Konzept sei noch nicht reif
für einen Eintrag im Richtplan: «Es ist
verfrüht, jetzt rote Striche in die Karte
zu zeichnen», sagte GLP-Grossrätin
Barbara Portmann. Und es gab den

Spruch des Tages von Martin Brügger
(SP, Brugg): «Kaufen Sie keine Katze
im Sack und planen Sie kein überdi-
mensioniertes Katzentürli, wo dann
doch nur unerwünschte Nachbarskat-
zen ein- und ausgehen», sagte er mit
Blick auf die Pläne in Brugg, wo die
Umfahrung eine bessere Anbindung
des Unteren Aaretals bringen soll –

mit der Folge, dass diese Achse auch
für den Schwerverkehr aus Süd-
deutschland attraktiver würde.

Bürgerliche setzen sich durch
Doch die Versuche, den Weg zur Oa-

se zu blockieren, blieben erfolglos. Die
bürgerliche Mehrheit beschloss den
Richtplan-Eintrag mit 81 zu 41 Stim-
men. Stefanie Heimgartner (SVP) sag-
te, die Erreichbarkeit der Region müs-
se gewährleistet sein, dies sei für Wirt-
schaft und Privatpersonen wichtig. Jea-
nine Glarner (FDP) kritisierte die Geg-
ner: die Mobilitätsstrategie habe der
Rat einstimmig verabschiedet – nun,
bei der Oase, legten sich die Linken
quer. Roland Frauchiger (Fraktion
EVP/BDP) sagte, es sei unrealistisch,
dass Leute aus dem Zurzibiet oder aus
Süddeutschland mit dem Velo zur Ar-
beit fahren. Edith Saner (CVP) betonte,
das Verkehrskonzept sei mit betroffe-
nen Regionalverbände entwickelt wor-
den, das Resultat ausgewogen.

Baudirektor Stephan Attiger sagte,
viele Forderungen von SP, Grünen und
Grünliberalen seien in der Vorlage ent-
halten. Er betonte, auch ein grosser
Teil des öffentlichen Verkehrs werde
auf der Strasse abgewickelt. Deshalb
brauche es neue Trassen, ohne diese
sei eine Lösung der Verkehrsprobleme
unmöglich. Er bestritt, dass die Oase
ein reines Projekt für den Individual-
verkehr sei – vielmehr werde ein Kon-
zept erstellt für alle Verkehrsträger.

Grünen-Nationalrat Jonas Fricker,
Präsident von Fussverkehr Aargau,
will Attiger beim Wort nehmen. Mass-
nahmen seien nicht beim motorisier-
ten Individualverkehr, sondern bei
der Förderung des Fuss- und des Velo-
verkehrs sowie beim öffentlichen Ver-
kehr nötig, teilte Fricker mit.

SP, Grüne und GLP können den
Weg zur Oase nicht blockieren
Der Grosse Rat hat das Ver-
kehrskonzept für den Ostaar-
gau, das Umfahrungen von
Brugg und Baden vorsieht,
gegen den heftigen Wider-
stand von Links-Grün im
Richtplan eingetragen.

VON FABIAN HÄGLER

«Kaufen Sie keine Katze
im Sack und planen Sie
kein überdimensioniertes
Katzentürli, wo dann nur
unerwünschte Nachbars-
katzen ein- und ausgehen.»
Martin Brügger Grossrat SP

UMFAHRUNG BADEN WEST
MIT/OHNE ANSCHLUSS
MELLINGERSTRASSE 

 

NORDUMFAHRUNG
WINDISCH TIEF
MIT SPANGE AUFELD 

 

SÜDOSTUMFAHRUNG
WINDISCH MIT NEUER 
AAREQUERUNG  

  

MARTINSBERG-
TUNNEL

         

BRUGG WINDISCH
BADEN

WETTINGEN

///////

 

OSTAARGAUER STRASSENENTWICKLUNG – 
BESTVARIANTEN ZUR WEITERBEARBEITUNG

UMFAHRUNG BADEN WEST
MIT/OHNE ANSCHLUSS
MELLINGERSTRASSE 

NORDUMFAHRUNG
WINDISCH TIEF
MIT SPANGE AUFELD 

SÜDOSTUMFAHRUNG
WINDISCH MIT NEUER 
AAREQUERUNG  

MARTINSBERG-
TUNNEL

BRUGG WINDISCH
BADEN

WETTINGEN

KREDIT BEWILLIGT
5,8 Millionen Franken für
Integrationsprogramm
Der Kanton kann sein Integrationspro-
gramm für anerkannte Flüchtlinge und
vorläufig Aufgenommene weiterfüh-
ren. Der Grosse Rat hat einen Kredit
von 5,8 Millionen Franken bewilligt,
der Bund trägt weitere 7,6 Millionen
bei. Ein Antrag der SVP, nicht auf das
Geschäft einzutreten, wurde im Kan-
tonsparlament ebenso abgelehnt wie
ein Antrag, den Kredit um 1,1 Millio-
nen Franken zu kürzen. (FH) 

JUSTIZWESEN
Staatsanwaltschaften:
Zwei unter einem Chef
Mit der Wahl von Sandro Rossi, dem
Chef der Staatsanwaltschaft Brugg /
Zurzach, zum Gerichtspräsidenten
von Brugg, ist die Leitungsposition
der Staatsanwaltschaft frei geworden.
Nun hat der Grosse Rat Dominik Auf-
denblatten die gemeinsame Leitung
der Staatsanwaltschaften Baden und
Brugg/Zurzach übertragen. (FH)

FINANZAFFÄRE
Doris Iten nach Fall Riner
in Pflicht genommen
Nach dem Rücktritt von SVP-Grossrat
Dominik Riner, der über eine Finanz-
affäre stolperte, wurde Doris Iten (Birr)
gestern als Nachfolgerin offiziell in
Pflicht genommen. (FH)

RATSNEWS

BRUGG-WINDISCH
Zwei neue Direktorinnen
für die Fachhochschule
Der Fachhochschulrat der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz FHNW hat zwei
neue Direktorinnen gewählt. Agnès Fritze
übernimmt die Leitung der Hochschule
für Soziale Arbeit. Fritze, die ihr Amt am 1.
September antritt, wird Nachfolgerin von
Luzia Truniger, die Ende November 2016
in den Ruhestand getreten ist. Die Hoch-
schule für Soziale Arbeit FHNW wurde
seither ad interim von Pascal Segginger
geleitet. Der Hochschulrat wählte zudem
Tanja Manser zur neuen Direktorin der
Hochschule für Angewandte Psycholo-
gie. Tanja Manser tritt ihr Amt Anfang
2018 an. Sie wird Nachfolgerin von Heinz
Schüpbach, der Ende Jahr in den Ruhe-
stand treten wird. «Die zwei neuen Direk-
torinnen haben die Persönlichkeit sowie
die Fachkompetenz und Leitungserfah-
rung, welche für diese Funktion von zen-
traler Bedeutung sind», wird FHNW-Di-
rektionspräsident Crispino Bergamaschi
in der Mitteilung zitiert. (AZ)

BÜTTIKON
Autofahrer innerorts
mit 106 km/h geblitzt
Am Samstagmittag führte die Regio-
nalpolizei auf der Wohlerstrasse in Büt-

tikon eine Geschwindigkeitskontrolle
durch. Bei der Messstelle im Innerorts-
bereich gilt eine Höchstgeschwindig-
keit von 50 km/h. Ein Mercedes-Fahrer
wurde dabei durch das Radargerät mit
106 km/h gemessen. Am Samstag-
abend konnte der Lenker ermittelt wer-
den. Es handelt sich dabei um einen
50-jährigen Italiener aus dem Freiamt.
Die Kantonspolizei nahm den Autofah-
rer vorläufig fest. Sein Fahrzeug wurde
sichergestellt. Die Staatsanwaltschaft
eröffnete eine Strafuntersuchung. Dem
Beschuldigten droht im Strafverfahren
wegen des Rasertatbestands die Ver-
urteilung zu einer Freiheitsstrafe. (AZ)

MURI
Premiere: Aargau hat den
ersten Praxisassistenten
Als erster Mann im Kanton Aargau
schloss Shajivan Thavarajah die Lehre
als medizinischer Praxisassistent (MPA)
ab. Der 19-Jährige beendete die dreijäh-
rige Ausbildung mit Erfolg. Thavarajah
wird auch nach Lehrabschluss in der
Gemeinschaftspraxis, dem Monvia-Ge-
sundheitszentrum in Muri, tätig sein. Er
habe sich in einer Frauendomäne be-
haupten können, schreibt sein Arbeitge-
ber in einer Mitteilung. «Sein Lehrbetrieb
und auch er sind sehr stolz auf diese
Premiere», heisst es darin weiter. (AZ)

NACHRICHTEN

Wenn ein Sozialhilfebezüger zügelt,
muss seine alte Wohngemeinde den
Behörden am neuen Wohnort künf-
tig dessen Dossier mit allen Infor-
mationen liefern. Diesen automati-
schen Informationsaustausch hat
der Grosse Rat mit 73 zu 54 Stim-
men beschlossen. SP, Grüne, EVP/
BDP und GLP waren ebenso dage-
gen wie der Regierungsrat. Umstrit-
ten war die Frage, ob der Nutzen
für die Gemeinden den höheren
Verwaltungsaufwand rechtfertige.
FDP und CVP – aus ihren Reihen
stammen Vorstösse für den auto-
matischen Informationsaustausch –
sprachen sich ebenso dafür aus wie
die SVP. Regierungsrätin Franziska
Roth drang mit dem Argument, ein
solches Vorgehen sei datenschutz-
rechtlich bedenklich, bei ihren Par-
teikollegen nicht durch.

Derweil ist der nächste Vorstoss
zur Sozialhilfe bereits eingereicht
worden. In einer Motion warnen
bürgerliche Grossräte vor hohen
Kosten für die Gemeinden. Die Sozi-
alhilfe-Ausgaben hätten sich in den
letzten zehn Jahren fast verdoppelt.
Zudem befürchten die Vertreter von
CVP, FDP und SVP, dass sich die Si-
tuation in Zukunft weiter verschär-
fen wird. Bereits heute stammten 15
Prozent aller Sozialhilfebezüger aus
Afrika, gleichzeitig würden immer
mehr ältere Menschen ausgesteuert.
«Für die Bevölkerung ist es unver-
ständlich, warum Personen, die teil-
weise keinen Tag gearbeitet haben,
die gleich hohen Sozialhilfeleistun-
gen erhalten», schreiben die Motio-
näre. Ihr Auftrag an die Regierung:
Die Höhe der Sozialhilfebeiträge soll
davon abhängig werden, wie viele
Jahre jemand Steuern und AHV-Bei-
träge bezahlt hat. (FH)

Sozialhilfe:
Informationen
für Gemeinden

Grosser Rat
Sanierungsmassnahmen 2018 nehmen erste Hürde

Es wird teuer,
wenn man
die Steuern
zu spät zahlt
Vier Massnahmen sollen das Budget 2018 um
35 Millionen Franken entlasten. Der Grosse
Rat hiess in erster Lesung zwei davon gut –
darunter den mit Abstand grössten Brocken. 

rei Spar- und Mehreinnahmen-
pakete mit einem Gesamtvolu-
men von einer Viertelmilliarde
Franken hat der Aargau schon
hinter sich. Und trotzdem dro-
hen noch viel höhere Defizite

als bisher, uunter anderem weil das Volksein-
kommen pro Kopf inzwischen rückläufig ist,
ebenso die Steuereinnahmen. Gleichzeitig stei-
gen die Gesundheitskosten in beängstigendem
Tempo. Derzeit verschlingt die Kostensteigerung
allein hier pro Jahr 2 Steuerprozente.

Manche mögen das Wort «Sanierungspaket»
nicht mehr hören. Und doch musste sich der
Grosse Rat gestern mit dem vierten solchen Pa-
ket, den «Sanierungsmassnahmen 2018», befas-
sen. Darin schlug die Regierung vier Massnah-
men vor, die das Budget 2018 – das Ende Au-
gust/Anfang September vorgestellt wird – um
rund 36 Millionen Franken entlasten soll.

■ Mit einer davon hätten bessergestellte Nicht-
erwerbstätige bei den Familienzulagen schlech-
ter gestellt werden sollen. Die Vorlage war aber
sehr unklar. Sie wurde versenkt. Und mit ihr
mögliche Mehreinnahmen von bis zu 2,5 Millio-
nen Franken jährlich.
■ Abgelehnt wurde ein Vorschlag zur Erhöhung
des Kostendeckungsgrades «Einwohner- und
Objektregisterdatenplattform». Damit gehen
Mehreinnahmen von 40 000 Franken flöten.
■ Zugepackt hat der Grosse Rat hingegen beim
Vorschlag, im Steuermahnwesen künftig wie vie-
le andere Kantone kostendeckende Gebühren
einzuführen (vgl. Box). Das kostet im ersten Jahr
etwas, weil Software-Anpassungen nötig sind.
Nachher soll dies zwischen 2,5 und 5 Millionen
Franken jährlich bringen – je nachdem, ob sich
das Verhalten der Menschen beim Abgeben der
Steuererklärung ändert oder nicht. Allerdings
muss die Regierung mit Blick auf die zweite Le-
sung im November noch wichtige Fragen klären.
Etwa, ob die Gebühren wirklich nur kostende-
ckend sind? Ob vorab Leute getroffen würden,
die ohnehin keine Steuern zahlen (können), wo-
mit das Ganze ein Leerlauf würde? Und wie viel
davon geht an die Gemeinden?
■ Vorläufig gutgeheissen wurde auch der Vor-
schlag, die Schuldentilgung bei der Spezialfinan-
zierung Sonderlasten für maximal vier Jahre
auszusetzen. Dieser Vorschlag entlastet das Bud-

D
get für maximal vier Jahre um je 35 Millionen
Franken. Es ist denn auch das Kernstück der
«Sanierungsmassnahmen 2018». Allerdings ist
dieser Entscheid alles andere als definitiv. Auch
hier wurden dem Regierungsrat gewichtige Prü-
fungsaufträge auf den Weg gegeben. Wie will die
Regierung die Schulden dann abzahlen? Wie ge-
nau will sie die Haushaltssanierung erreichen?
Von der Beantwortung hängt es nicht nur bei
den Freisinnigen ab, ob sie im November den
Vorschlag definitiv gutheissen oder ihn ableh-
nen. Die SVP sagt so oder so Nein dazu.

Das heisst «Schuldentilgung aussetzen»
Doch worum geht es überhaupt? Die Spezialfi-

nanzierung Sonderlasten wurde seinerzeit ge-
schaffen, um die Ausfinanzierung der Pensions-
kasse und die Sanierung der Sondermülldepo-
nie Kölliken zu finanzieren. Innerhalb von 13
Jahren wurden über 2 Milliarden Franken abge-
stottert. Unter anderem wurde der ganze Anteil
des Aargaus am Erlös des Goldverkaufs der Na-
tionalbank – rund 840 Millionen Franken – dafür
verwendet. Derzeit sitzt der Kanton noch auf
Schulden von 926 Millionen Franken. Laut Ge-
setz müssten jährlich bestimmte Anteile etwa
der Ausschüttungen der Aargauischen Kantonal-
bank oder der AEW Energie AG an den Kanton
fliessen, dafür aufgewendet werden. Diese Be-
träge sollen stattdessen für maximal 4 Jahre ins
Budget fliessen – rund 35 Millionen Franken
jährlich.

Was braucht es für das Budget 2018?
Falls nichts unternommen wird, befürchtet die

Regierung 2018 ein Defizit von rund 160 Millio-
nen Franken. Die Massnahmen, die der Grosse
Rat gestern behandelt hat, werden das Budget –
sofern sie im November bestätigt werden – um
knapp 35 Millionen Franken entlasten. Zusätzlich
beschliesst die Regierung in eigener Kompetenz
Sofortmassnahmen in etwa derselben Höhe –
zum Beispiel weniger Taschengeld für Asylbe-
werber. Beides ergibt aber erst 70 Millionen
Franken.

Es bleibt somit eine Lücke von 90 Millionen.
Die will die Regierung mit 145 Millionen Franken,
die es 2018 für die Konzessionserneuerung für
das Kraftwerk Klingnau gibt, schliessen. Hier
zeichnet sich Zustimmung des Grossen Rats ab.
So bliebe 2018 sogar etwas «übrig». Dieses Geld
soll in die Ausgleichreserve gehen und helfen,
drohende Defizite der Folgejahre zu mildern.

VON MATHIAS KÜNG

Wie einige andere Kantone
will der Aargau Mahngebüh-
ren im Steuerbereich einfüh-
ren. So sieht der «Tarif» aus:
■ 35 Franken kostet es künf-
tig, wenn eine erste Mahnung
zur Einreichung der Steuer-
erklärung verschickt werden
muss.
■ 50 Franken kostet die zweite
Mahnung.
■ 35 Franken kostet es, wenn
ein Steuerzahler zur Beglei-
chung seiner Steuer-
schuld gemahnt werden
muss.
■ 100 Franken sollen fällig
werden, wenn jemand des-
halb  betrieben werden
muss.
Abgelehnt hat es der Grosse
Rat, auch die Fristerstre-
ckung für das Einreichen ei-
ner Steuererklärung mit einer
Gebühr zu versehen. Die Re-
gierung zeigte sich einver-
standen. Dieser Vorschlag ist
damit vom Tisch. (MKU) 
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STEUERN

Erste Mahnung
kostet 35 Franken

«Diese vier Massnah-
men gehören ins Alt-
papier. Leider sind es
keine Spar-, sondern
nur Vertuschungs-
und Verschiebe-
massnahmen.»
Markus Gabriel Sprecher SVP

«Erst in Kenntnis
der konkreten künf-
tigen Massnahmen
kann eine fundierte
Interessenabwä-
gung stattfinden.»
Ralf Bucher CVP
Präsident Finanzkommission

Die Stadt Aarau lud die Grossrätinnen und Grossräte traditionellerweise an ihrer letzten Sitzung vor dem         Maienzug vor dem Haus zum Schlossgarten zu einem Zmittag ein. MARIO HELLER
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Es war eine eigentliche Dreiecksge-
schichte, die gestern am Bezirksgericht
Baden verhandelt wurde. Allerdings
ging es nicht, wie in solchen Fällen üb-
lich, um Liebesbeziehungen. Vor Ein-
zelrichter Bruno Meyer sass als Be-
schuldigter der 53-jährige Inhaber ei-
ner Schweinemästerei und somit für
den Kläger, den Verein gegen Tierfabri-
ken VgT Schweiz und seinen Präsiden-
ten Erwin Kessler, ein gefundenes Fres-
sen. Natürlich nicht im wörtlichen,
sprich im Sinn von Koteletts, Gnagis
und Filets, wohl aber nach dem Sinn
und Zweck des Vereins. Als Dritter in
der Geschichte unter dem Titel «Üble
Nachrede» spielte, zwischen den Fron-
ten stehend, ein Reporter von «Tele
M1» eine wesentliche Rolle.

Ihren Anfang genommen hatte das
Ganze im Sommer 2015. Damals hatte Er-
win Kessler dem Fernsehsender Bilder
aus einer Schweinemästerei in der Re-
gion zukommen lassen. «Die waren
nachts in meinen Stall eingebrochen und
haben klammheimlich fotografiert»,
enervierte sich der Schweinemäster vor
dem Richter. Ein Tele-M1-Reporter hatte
sich zu der Mästerei begeben und den
Chef mit den Bildern – die angeblich ver-
letzte und kranke Schweine in einem viel
zu engen Pferch zeigten – konfrontiert.
Der hatte wörtlich festgestellt, dass es auf
den Fotos «Farben hat, die es im Stall
nicht gibt». Einen Augenschein im Stall
hatte der Inhaber dem Reporter nicht ge-
währt, diesen jedoch zu einer Besichti-
gung zwei Tage später eingeladen. «Ich
hatte damals unmittelbar andere drin-
gende Termine wahrzunehmen.»

«Ruhegeld» bezahlt
Dass die Fotos nicht authentisch sein

sollten, liess der VgT nicht auf sich sit-
zen. Vielmehr wertete er die Feststel-
lung, die Farben würden nicht den Tat-
sachen entsprechen, als Behauptung,
der Verein habe die Fotos manipuliert.
Folgerichtig erstattete Kessler Strafan-
zeige gegen den Schweinemäster. Dem
war dann im Juni 2016 ein Strafbefehl

über eine bedingte Geldstrafe von 5200
Franken und 300 Franken Busse wegen
übler Nachrede ins Haus geflattert. «Ich
habe die Busse um des lieben Friedens
willen bezahlt. Ich wollte meine Ruhe
haben», erklärte der Mästerei-Inhaber
vor Gericht. Angesichts der 200 000
Franken, die er sich jährlich als Lohn
zukommen lässt, waren 300 Stutz ein
günstiger Preis für Seelenruhe.

Wären günstig gewesen, wenn danach
tatsächliche Ruhe eingekehrt wäre. War
aber nicht, denn erneut via VgT hatte
der Reporter vom Strafbefehl erfahren,
den Verurteilten beim «Tatort» damit
konfrontiert und das Resultat Ende Juli
letzten Jahres als Beitrag im Tele M1 ge-
sendet. Aufgrund von diesem Beitrag
hatte der VgT erneut Strafanzeige we-
gen übler Nachrede erstattet. Daraufhin
war dem Schweinemäster eine Anklage-
schrift zugestellt worden, mit dem An-
trag, der 53-Jährige sei zu 10 400 Fran-
ken Geldstrafe – allenfalls unbedingt –
zu verurteilen und der bedingte Erlass
der 5200 Franken sei zu widerrufen.

Es war kein Zitat
Nun ging es für den Schweinemäster

wahrlich um die Wurst und für Richter
Meyer darum, ob der Beschuldigte sich
tatsächlich erneut der üblen Nachrede
schuldig gemacht hatte. Der Schweine-
mäster verneinte dies vehement: «Als
der Reporter mich wegen des Strafbe-
fehls befragte, bin ich mit keinem Wort
auf dessen Inhalt eingegangen, sondern
habe lediglich gesagt, dass ich mich zu
Unrecht verurteilt fühle.»

Tatsächlich war in der Sendung, die
als Beweismittel im Gerichtssaal vorge-
führt wurde, während der Befragung
durch den Reporter nur diese konkrete
Aussage des Beschuldigten zu hören.
Der Reporter seinerseits hatte nach
dem Interview festgehalten, der
Schweinemäster zweifle immer noch
an der Echtheit der Fotos. Entspre-
chend stellte der Verteidiger mit dem
Antrag auf Freispruch fest, sein Man-
dant habe solches «weder wörtlich
noch sinngemäss gesagt».

Richter Meyer stimmte mit dem An-
walt überein und sprach den Schweine-
mäster frei «Es wäre ja widersinnig,
hätte der Beschuldigte eine Aussage,
für die er rechtsgültig verurteilt wurde,
mit anderen Worten wiederholt. Hat er
aber offensichtlich nicht.» Die Kosten
gehen zulasten des Staates.

Justitia sozusagen
vor die Säue
geworfen
Baden Ein Schweinemäster
wurde vor Bezirksgericht vom
Vorwurf der üblen Nachrede
freigesprochen.

VON ROSMARIE MEHLIN

Es gab grundsätzlichen, ideologischen
Widerstand: «Wer Strassen sät, wird
Verkehr ernten», sagte Gabriela Suter.
Die SP-Grossrätin beantragte, erst gar
nicht auf die Vorlage zur Ostaargauer
Strassenentwicklung (Oase) einzutre-
ten, weil sie einseitig den motorisier-
ten Verkehr fördere. Es gab regionale
Vorbehalte über Parteigrenzen hin-
weg: Max Chopard (SP, Obersiggen-
thal), Sander Mallien (GLP, Baden),
Adrian Schoop (FDP, Turgi) und Mar-
lène Koller (SVP, Untersiggenthal) kri-
tisierten, mit den Varianten (siehe
Grafik unten) werde nur die Stadt ent-

lastet. Das Siggenthal würde zu einem
«ausgebauten Autobahnzubringer mit
viel Stau», wie Chopard sagte. Es gab
Kritik, das Konzept sei noch nicht reif
für einen Eintrag im Richtplan: «Es ist
verfrüht, jetzt rote Striche in die Karte
zu zeichnen», sagte GLP-Grossrätin
Barbara Portmann. Und es gab den

Spruch des Tages von Martin Brügger
(SP, Brugg): «Kaufen Sie keine Katze
im Sack und planen Sie kein überdi-
mensioniertes Katzentürli, wo dann
doch nur unerwünschte Nachbarskat-
zen ein- und ausgehen», sagte er mit
Blick auf die Pläne in Brugg, wo die
Umfahrung eine bessere Anbindung
des Unteren Aaretals bringen soll –

mit der Folge, dass diese Achse auch
für den Schwerverkehr aus Süd-
deutschland attraktiver würde.

Bürgerliche setzen sich durch
Doch die Versuche, den Weg zur Oa-

se zu blockieren, blieben erfolglos. Die
bürgerliche Mehrheit beschloss den
Richtplan-Eintrag mit 81 zu 41 Stim-
men. Stefanie Heimgartner (SVP) sag-
te, die Erreichbarkeit der Region müs-
se gewährleistet sein, dies sei für Wirt-
schaft und Privatpersonen wichtig. Jea-
nine Glarner (FDP) kritisierte die Geg-
ner: die Mobilitätsstrategie habe der
Rat einstimmig verabschiedet – nun,
bei der Oase, legten sich die Linken
quer. Roland Frauchiger (Fraktion
EVP/BDP) sagte, es sei unrealistisch,
dass Leute aus dem Zurzibiet oder aus
Süddeutschland mit dem Velo zur Ar-
beit fahren. Edith Saner (CVP) betonte,
das Verkehrskonzept sei mit betroffe-
nen Regionalverbände entwickelt wor-
den, das Resultat ausgewogen.

Baudirektor Stephan Attiger sagte,
viele Forderungen von SP, Grünen und
Grünliberalen seien in der Vorlage ent-
halten. Er betonte, auch ein grosser
Teil des öffentlichen Verkehrs werde
auf der Strasse abgewickelt. Deshalb
brauche es neue Trassen, ohne diese
sei eine Lösung der Verkehrsprobleme
unmöglich. Er bestritt, dass die Oase
ein reines Projekt für den Individual-
verkehr sei – vielmehr werde ein Kon-
zept erstellt für alle Verkehrsträger.

Grünen-Nationalrat Jonas Fricker,
Präsident von Fussverkehr Aargau,
will Attiger beim Wort nehmen. Mass-
nahmen seien nicht beim motorisier-
ten Individualverkehr, sondern bei
der Förderung des Fuss- und des Velo-
verkehrs sowie beim öffentlichen Ver-
kehr nötig, teilte Fricker mit.

SP, Grüne und GLP können den
Weg zur Oase nicht blockieren
Der Grosse Rat hat das Ver-
kehrskonzept für den Ostaar-
gau, das Umfahrungen von
Brugg und Baden vorsieht,
gegen den heftigen Wider-
stand von Links-Grün im
Richtplan eingetragen.

VON FABIAN HÄGLER

«Kaufen Sie keine Katze
im Sack und planen Sie
kein überdimensioniertes
Katzentürli, wo dann nur
unerwünschte Nachbars-
katzen ein- und ausgehen.»
Martin Brügger Grossrat SP
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KREDIT BEWILLIGT
5,8 Millionen Franken für
Integrationsprogramm
Der Kanton kann sein Integrationspro-
gramm für anerkannte Flüchtlinge und
vorläufig Aufgenommene weiterfüh-
ren. Der Grosse Rat hat einen Kredit
von 5,8 Millionen Franken bewilligt,
der Bund trägt weitere 7,6 Millionen
bei. Ein Antrag der SVP, nicht auf das
Geschäft einzutreten, wurde im Kan-
tonsparlament ebenso abgelehnt wie
ein Antrag, den Kredit um 1,1 Millio-
nen Franken zu kürzen. (FH) 

JUSTIZWESEN
Staatsanwaltschaften:
Zwei unter einem Chef
Mit der Wahl von Sandro Rossi, dem
Chef der Staatsanwaltschaft Brugg /
Zurzach, zum Gerichtspräsidenten
von Brugg, ist die Leitungsposition
der Staatsanwaltschaft frei geworden.
Nun hat der Grosse Rat Dominik Auf-
denblatten die gemeinsame Leitung
der Staatsanwaltschaften Baden und
Brugg/Zurzach übertragen. (FH)

FINANZAFFÄRE
Doris Iten nach Fall Riner
in Pflicht genommen
Nach dem Rücktritt von SVP-Grossrat
Dominik Riner, der über eine Finanz-
affäre stolperte, wurde Doris Iten (Birr)
gestern als Nachfolgerin offiziell in
Pflicht genommen. (FH)

RATSNEWS

BRUGG-WINDISCH
Zwei neue Direktorinnen
für die Fachhochschule
Der Fachhochschulrat der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz FHNW hat zwei
neue Direktorinnen gewählt. Agnès Fritze
übernimmt die Leitung der Hochschule
für Soziale Arbeit. Fritze, die ihr Amt am 1.
September antritt, wird Nachfolgerin von
Luzia Truniger, die Ende November 2016
in den Ruhestand getreten ist. Die Hoch-
schule für Soziale Arbeit FHNW wurde
seither ad interim von Pascal Segginger
geleitet. Der Hochschulrat wählte zudem
Tanja Manser zur neuen Direktorin der
Hochschule für Angewandte Psycholo-
gie. Tanja Manser tritt ihr Amt Anfang
2018 an. Sie wird Nachfolgerin von Heinz
Schüpbach, der Ende Jahr in den Ruhe-
stand treten wird. «Die zwei neuen Direk-
torinnen haben die Persönlichkeit sowie
die Fachkompetenz und Leitungserfah-
rung, welche für diese Funktion von zen-
traler Bedeutung sind», wird FHNW-Di-
rektionspräsident Crispino Bergamaschi
in der Mitteilung zitiert. (AZ)

BÜTTIKON
Autofahrer innerorts
mit 106 km/h geblitzt
Am Samstagmittag führte die Regio-
nalpolizei auf der Wohlerstrasse in Büt-

tikon eine Geschwindigkeitskontrolle
durch. Bei der Messstelle im Innerorts-
bereich gilt eine Höchstgeschwindig-
keit von 50 km/h. Ein Mercedes-Fahrer
wurde dabei durch das Radargerät mit
106 km/h gemessen. Am Samstag-
abend konnte der Lenker ermittelt wer-
den. Es handelt sich dabei um einen
50-jährigen Italiener aus dem Freiamt.
Die Kantonspolizei nahm den Autofah-
rer vorläufig fest. Sein Fahrzeug wurde
sichergestellt. Die Staatsanwaltschaft
eröffnete eine Strafuntersuchung. Dem
Beschuldigten droht im Strafverfahren
wegen des Rasertatbestands die Ver-
urteilung zu einer Freiheitsstrafe. (AZ)

MURI
Premiere: Aargau hat den
ersten Praxisassistenten
Als erster Mann im Kanton Aargau
schloss Shajivan Thavarajah die Lehre
als medizinischer Praxisassistent (MPA)
ab. Der 19-Jährige beendete die dreijäh-
rige Ausbildung mit Erfolg. Thavarajah
wird auch nach Lehrabschluss in der
Gemeinschaftspraxis, dem Monvia-Ge-
sundheitszentrum in Muri, tätig sein. Er
habe sich in einer Frauendomäne be-
haupten können, schreibt sein Arbeitge-
ber in einer Mitteilung. «Sein Lehrbetrieb
und auch er sind sehr stolz auf diese
Premiere», heisst es darin weiter. (AZ)

NACHRICHTEN

Wenn ein Sozialhilfebezüger zügelt,
muss seine alte Wohngemeinde den
Behörden am neuen Wohnort künf-
tig dessen Dossier mit allen Infor-
mationen liefern. Diesen automati-
schen Informationsaustausch hat
der Grosse Rat mit 73 zu 54 Stim-
men beschlossen. SP, Grüne, EVP/
BDP und GLP waren ebenso dage-
gen wie der Regierungsrat. Umstrit-
ten war die Frage, ob der Nutzen
für die Gemeinden den höheren
Verwaltungsaufwand rechtfertige.
FDP und CVP – aus ihren Reihen
stammen Vorstösse für den auto-
matischen Informationsaustausch –
sprachen sich ebenso dafür aus wie
die SVP. Regierungsrätin Franziska
Roth drang mit dem Argument, ein
solches Vorgehen sei datenschutz-
rechtlich bedenklich, bei ihren Par-
teikollegen nicht durch.

Derweil ist der nächste Vorstoss
zur Sozialhilfe bereits eingereicht
worden. In einer Motion warnen
bürgerliche Grossräte vor hohen
Kosten für die Gemeinden. Die Sozi-
alhilfe-Ausgaben hätten sich in den
letzten zehn Jahren fast verdoppelt.
Zudem befürchten die Vertreter von
CVP, FDP und SVP, dass sich die Si-
tuation in Zukunft weiter verschär-
fen wird. Bereits heute stammten 15
Prozent aller Sozialhilfebezüger aus
Afrika, gleichzeitig würden immer
mehr ältere Menschen ausgesteuert.
«Für die Bevölkerung ist es unver-
ständlich, warum Personen, die teil-
weise keinen Tag gearbeitet haben,
die gleich hohen Sozialhilfeleistun-
gen erhalten», schreiben die Motio-
näre. Ihr Auftrag an die Regierung:
Die Höhe der Sozialhilfebeiträge soll
davon abhängig werden, wie viele
Jahre jemand Steuern und AHV-Bei-
träge bezahlt hat. (FH)

Sozialhilfe:
Informationen
für Gemeinden


